
 

[Signature] [QR Code] 

2016–...... 1 

Bundesgesetz  
über die steuerliche Berücksichtigung der 
Kinderdrittbetreuungskosten 
 
 

vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom     1, 

beschliesst: 

I 

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert: 

1. Bundesgesetz vom 14. Dezember 19902 über die direkte Bundessteuer 

 
Art. 33 Abs. 3 
3 Von den Einkünften werden abgezogen die nachgewiesenen Kosten, jedoch höchs-
tens 25 000 Franken, für die Drittbetreuung jedes Kindes, das das 14. Altersjahr 
noch nicht vollendet hat und mit der steuerpflichtigen Person, die für seinen Unter-
halt sorgt, im gleichen Haushalt zusammenlebt, soweit diese Kosten in direktem 
kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen. 

 

2. Bundesgesetz vom 14. Dezember 19903 über die Harmonisierung  
der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden 

Art. 9 Abs. 2 Bst. m 
2 Allgemeine Abzüge sind:  
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 m. die nachgewiesenen Kosten, bis zu einem nach kantonalem Recht bestimm-
ten Betrag, für die Drittbetreuung jedes Kindes, das das 14. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat und mit der steuerpflichtigen Person, die für seinen Un-
terhalt sorgt, im gleichen Haushalt zusammenlebt, soweit diese Kosten in di-
rektem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder 
Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person stehen; der Höchstbetrag 
muss mindestens 10 000 Franken betragen; 

Art. 72x Anpassung der kantonalen Gesetzgebung an die Änderung vom ... 
1 Die Kantone passen ihre Gesetzgebung auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderung vom … dem geänderten Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe m an. 
2 Ab diesem Zeitpunkt findet Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe m direkt Anwendung, 
wenn ihm das kantonale Recht widerspricht. In diesem Fall erlässt die Kantonsregie-
rung die erforderlichen vorläufigen Vorschriften. 

 

 

II 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

 

… 

 

 




